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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 2. Juni 1965 

II/l — 68070 — 5619/65 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Handelspolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der EWG für 

eine Verordnung des Rats über die schrittweise Einführung 
eines gemeinsamen Verfahrens für die Verwaltung von 
mengenmäßigen Einfuhrkontingenten in der Gemeinschaft. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 18. Mai 1965 dem Herrn Präsidenten 
des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihrem Vorschlag übermittelte Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. ö 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
über die schrittweise Einführung eines gemeinsamen 
Verfahrens für die Verwaltung von mengenmäßigen 
Einfuhrkontingenten in der Gemeinschaft 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 111, 

gestützt auf die Entscheidung des Rats vom 
25. September 1962 über ein Arbeitsprogramm auf 
dem Gebiet der gemeinsamen Handelspolitik ^), 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung folgender Gründe: 

Spätestens am Ende der Übergangszeit werden 
die einzelstaatlichen Kontingente für Erzeugnisse, 
deren Einfuhr nicht liberalisiert ist, durch Kontin- 
gente ersetzt, die auf Vorschlag der Kommission 
ausgehandelt oder festgesetzt werden. 

Um die Erfüllung von der Gemeinschaft eingegan- 
gener Verpflichtungen und den gleichmäßigen Zu- 
gang aller Einführer der Gemeinschaft ohne Unter- 
scheidung nach Wohnsitz und Staatsangehörigkeit 
zu den bestehenden Einfuhrmöglichkeiten sicherzu- 
stellen, muß ein gemeinschaftliches Verfahren für 
die Verwaltung der Kontingente festgelegt werden. 

Die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft müssen 
während der Übergangszeit ihre Handelsbeziehun- 
gen mit dritten Ländern derart koordinieren, daß 
nach Ablauf der Übergangszeit die Voraussetzun- 
gen für eine gemeinsame Außenhandelspolitik ge- 
geben sind. 

Soweit sich die Gemeinschaft bereits vor Ablauf 
der Übergangszeit in einem Abkommen mit einem 
oder mehreren dritten Ländern verpflichtet, für die 
Einfuhren in die Gemeinschaft Kontingente zu er- 
ölfnen, ist es erforderlich, ein vorläufiges Verfahren 
für die gemeinsame Verwaltung der Kontingente zu 
schaffen. Ein solches Verfahren ist notwendig, um 
die Erfüllung der von der Gemeinschaft eingegan- 
genen Verpflichtungen zu gewährleisten. Es soll zu- 
gleich einen ersten Schritt auf dem Wege zu einem 
endgültigen Verfahren für die Verwaltung von Ge- 
meinschaftskontingenten darstellen und deshalb 
auch auf von der Gemeinschaft während der Über- 
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gangszeit autonom festgesetzte Kontingente An- 
wendung finden. 

Das Verfahren muß nach Festsetzung einer Ge- 
meinschaftsreserve eine Aufteilung der Kontingente 
der Gemeinschaft auf die Mitgliedstaaten vorsehen 
und eine Reihe einheitlicher Regeln für die Geneh- 
migungserteilung festlegen. 

Die Aufteilung der Kontingente und die Anwen- 
dung einheitlicher Regeln können nur in enger Zu- 
sammenarbeit zwischen der Kommission und den 
Mitgliedstaaten erfolgen. 

Es muß eine Änderung der vorläufigen Verfah- 
rensbestimmungen spätestens für den Zeitpunkt 
vorgesehen werden, in dem die Kontrollen an den 
Grenzen zwischen den Mitgliedstaaten fortfallen 
oder sämtliche einzelstaatlichen Kontingente durch 
Kontingente ersetzt werden, die auf Vorschlag der 
Kommission ausgehandelt oder festgesetzt wer- 
den — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Bestimmungen dieser Verordnung gelten für 
die Einfuhr von Erzeugnissen, für die die Gemein- 
schaft entweder 

in einem Abkommen mit einem oder mehreren 
dritten Ländern die Verpflichtung eingegangen 
ist, für die Einfuhr in die Gemeinschaft Kon- 
tingente in einer bestimmten Höhe zu eröffnen 
oder 

die Höhe solcher Kontingente autonom fest- 
gesetzt hat. 

Artikel 2 

Die in Artikel 1 genannten Kontingente der Ge- 
meinschaft werden auf die Mitgliedstaaten aufge- 
teilt. 

Artikel 3 

Es wird eine Gemeinschaftsreserve von minde- 
stens 25 ‘Vo jedes Kontingents der Gemeinschaft ge- 
bildet. Nach dem in Artikel 15 dieser Verordnung 
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vorgesehenen Verfahren kann für die Gemein- 
schaftsreserve ein höherer Prozentsatz festgesetzt 
werden. 

Artikel 4 

Unmittelbar nach Abschluß des Abkommens oder 
der autonomen Festsetzung der Kontingente teilt 
die Kommission, wenn nicht der Rat selbst eine 
Aufteilung vorgenommen hat, die nach Bildung der 
Gemeinschaftsreserve verbleibenden Kontingente 
auf die Mitgliedstaaten auf. 

Die Aufteilung durch die Kommission erfolgt im 
Verhältnis des Durchschnitts der in den letzten zwei 
Kalenderjahren, für die amtliche Statistiken vor- 
liegen, in den einzelnen Mitgliedstaaten erfolgten 
Einfuhren. Nach dem in Artikel 15 dieser Verord- 
nung vorgesehenen Verfahren kann für die Auf- 
teilung ein anderer Verteilungsschlüssel festgesetzt 
werden. 

Haben in einem Mitgliedstaat während der in 
Absatz 2 genannten Referenzperiode keine Einfuh- 
ren stattgefunden, so kann die Kommission diesem 
Mitgliedstaat nach dem in Artikel 15 dieser Ver- 
ordnung vorgesehenen Verfahren einen Kontin- 
gentsanteil aus der Gemeinschaftsreserve zuweisen. 


Artikel 5 

Während des Zeitraums, für den die Kontingente 
festgesetzt sind, werden, wenn die Kommission 
feststellt, daß in einem oder mehreren Mitglied- 1 
Staaten zusätzlicher Einfuhrbedarf besteht, nach dem 
in Artikel 15 dieser Verordnung vorgesehenen 
Verfahren aus der Gemeinschaftsreserve weitere 
Kontingentsanteile zugeteilt. 

Ist die Gemeinschaftsreserve erschöpft und stellt 
die Kommission auf Grund der gemäß Artikel 13 
dieser Verordnung erfolgten Meldungen fest, daß 
in einem oder mehreren Mitgliedstaaten Einfuhr- 
möglichkeiten nicht ausgenutzt worden sind, so 
nimmt sie spätestens 3 Monate vor Ende des Zeit- 
raums, für den die Kontingente festgesetzt sind, 
nach dem in Artikel 15 dieser Verordnung vorge- 
sehenen Verfahren eine Neuverteilung vor. Ist die 
Höhe der Kontingente autonom festgesetzt, so 
kann sie von einer Neuverteilung Abstand nehmen. 


Artikel 6 

Die den Mitgliedstaaten zugewiesenen Kontin- 
gentsanteile werden im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaft bekanntgemacht. 


Artikel 7 

Die Mitgliedstaaten erteilen Einfuhrgenehmigun- 
gen bis zur Höhe der ihnen zugewiesenen Kontin- 
gentsanteile. 


Artikel 8 

Spätestens 3 Wochen nach dem Zeitpunkt der in 
Artikel 6 vorgesehenen Veröffentlichung geben die 
Mitgliedstaaten in einer amtlichen Veröffentlichung 
die Erzeugnisse, für die Einfuhranträge gestellt 
werden können, und das besondere Verfahren hin- 
sichtlich der Antragstellung bekannt. Nach dem in 
Artikel 15 dieser Verordnung vorgesehenen Ver- 
fahren kann ein anderer Zeitpunkt festgesetzt wer- 
den. 


Artikel 9 

Die Genehmigungen werden in der Reihenfolge 
des Antragseingangs erteilt. 

Ist damit zu rechnen, daß die zugewiesenen Kon- 
tingentsanteile nicht ausreichen, allen Anträgen in 
vollem Umfange zu entsprechen, so wird eine Frist, 
die einen Monat nicht übersteigen darf, festgesetzt, 
innerhalb deren eingehende Anträge als gleich- 
zeitig gestellt behandelt werden. In diesem Falle 
werden die Genehmigungen spätestens einen Monat 
nach Ablauf der für die Antragstellung festgesetzten 
Frist erteilt. 

Nach den in Artikel 15 dieser Verordnung vor- 
gesehene Verfahren können abweichende Antrags- 
lind Vergabefristen festgesetzt oder kann bestimmt 
werden, daß die Genehmigungserteilung in mehre- 
ren Tranchen erfolgen soll. 


Artikel 10 

Die Gültigkeitsdauer der Genehmigungen soll 
6 Monate nicht überschreiten. Bei Vorliegen trifti- 
ger Gründe kann eine Verlängerung um höchstens 
vier weitere Monate erfolgen. 


Artikel 11 

Für die Anrechnung auf die Kontingente ist das 
Nettogewicht bzw. der fob-Wert der einzuführen- 
den Erzeugnisse maßgebend. 

Auf die Kontingente wird die Einfuhr solcher 
Waren angerechnet, die wieder ausgeführt werden. 
Unter der Voraussetzung, daß die Überwachung der 
Wiederausfuhr sichergestellt ist, kann nach dem in 
Artikel 15 dieser Verordnung vorgesehenen Ver- 
fahren die Einfuhr von Waren, die wieder ausge- 
führt werden, über die Kontingente hinaus zuge- 
lassen werden. Einfuhren zur passiven Lohnver- 
edelung und zum vorübergehenden Verbleib zuge- 
lassene Erzeugnisse werden auf die Kontingente 
nicht angerechnet. 

Genehmigungen werden nur erteilt, wenn das 
Land, demgegenüber das Kontingent eröffnet ist, 
zugleich Ursprungs- und Herkunfts- oder Einkaufs- 
land der einzuführenden Ware ist. 
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Artikel 12 

Nach dem in Artikel 15 dieser Verordnung vor- 
gesehenen Verfahren können weitere Regelungen 
für die Genehmigungserteilung durch die Mitglied- 
Staaten getroffen werden, wenn dies zur befriedi- 
genden Ausnutzung der Einfuhrmöglichkeiten erfor- 
derlich erscheint. 

Artikel 13 

Die Mitgliedstaaten melden der Kommission vier- 
teljährlich die Höhe der beantragten Einfuhren, die 
erteilten Genehmigungen und die durchgeführten 
Einfuhren. 

Artikel 14 

Es wird ein Ausschuß für die Verwaltung der 
Kontingente, im folgenden „Ausschuß" genannt, aus 
Vertretern der Mitgliedstaaten unter dem Vorsitz 
eines Vertreters der Kommission eingesetzt. 

In diesem Ausschuß werden die Stimmen der Mit- 
gliedstaaten nach Artikel 148 Absatz 2 des Ver- 
trags gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der Ab- 
stimmung nicht teil. 

Artikel 15 

Sehen die Bestimmungen dieser Verordnung aus- 
drücklich die Anwendung des in diesem Artikel fest- 
gelegten Verfahrens vor, so befaßt der Vorsitzende 
entweder von sich aus oder auf Antrag des Vertre- 
ters eines Mitgliedstaates den Ausschuß. 

Der Vertreter der Kommission unterbreitet einen 
Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. Der Aus- 
schuß nimmt zu diesen Maßnahmen innerhalb einer 
Frist, die der Vorsitzende entsprechend der Dring- 
lichkeit der zu prüfenden Fragen bestimmen kann, 


Stellung. Die Stellungnahme kommt mit einer 
Mehrheit von zwölf Stimmen zustande. 

Die Kommission erläßt Maßnahmen, die sofort 
anwendbar sind. Entsprechen jedoch diese Maßnah- 
men nicht der Stellungnahme des Ausschusses, so 
werden sie dem Rat von der Kommission alsbald 
mitgeteilt; in diesem Fall kann die Kommission die 
Anwendung der von ihr beschlossenen Maßnahmen 
bis zur Dauer von höchstens einem Monat nach die- 
ser Mitteilung aussetzen. 

Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit binnen 
einer Frist von einem Monat anders entscheiden. 

Artikel 16 

Der Ausschuß kann jede andere Frage prüfen, die 
das Verfahren für die Verwaltung der in Artikel 1 
dieser Verordnung genannten Kontingente der Ge- 
meinschaft betrifft und die ihm der Vorsitzende von 
sich aus oder auf Antrag des Vertreters eines Mit- 
gliedstaates vorlegt. 

Artikel 17 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Spätestens ein halbes Jahr vor dem für die Ver- 
wirklichung der Zollunion festgesetzten Zeitpunkt 
nimmt der Rat auf Vorschlag der Kommission die- 
jenigen Änderungen der Bestimmungen dieser Ver- 
ordnung vor, die infolge des Fortfalls der Kontrol- 
len an den Grenzen zwischen den Mitgliedstaaten 
und durch die Einführung der gemeinsamen Han- 
delspolitik ierforderlich werden. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel am 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


I 

1. Trotz weit vorgeschrittener Liberalisierung, be- 
sonders im GATT-Raum, hat bisher keiner der Mit- 
gliedstaaten in seiner Handelspolitik auf mengen- 
mäßige Einfuhrbeschränkungen vollständig verzich- 
ten können. Autonom festgesetzte oder vertraglich 
vereinbarte Kontingente sind die Regel in den Be- 
ziehungen der Mitgliedstaaten zu den Staatshan- 
delsländern. Sie spielen auch in den Beziehungen 
der Mitgliedstaaten zu verschiedenen GATT-Part- 
nern, insbesondere zu Japan, und was Frankreich 
angeht, auch zu der Mehrzahl der Entwicklungslän- 
der, noch eine mehr oder minder große Rolle. 

Die Einfuhrmaßnahmen in den einzelnen Mitglied- 
staaten weichen beträchtlich voneinander ab. Dies 
gilt sowohl hinsichtlich der Listen der kontingen- 
tierten Waren wie hinsichtlich der Drittländer, de- 
nen gegenüber mengenmäßige Beschränkungen an- 
gewandt werden, als auch hinsichtlich der Höhe 
der Kontingente in den Fällen, in denen in allen 
Mitgliedstaaten mengenmäßige Beschränkungen für 
dieselbe Ware und gegenüber denselben dritten 
Ländern bestehen. 

Solange die handelspolitischen Maßnahmen von 
den einzelnen Mitgliedstaaten getroffen werden 
und insbesondere die eingeführten Mengen be- 
stimmter empfindlicher Waren nicht durch Gemein- 
srhaftsentscheidungen nach ober hin begrenzt wer- 
den können, ist die Gefahr von Verkehrsverlage- 
rungen und von wirtschaftlichen Schwierigkeiten 
nicht von der Hand zu weisen. 

Die unterschiedlichen Einfuhrregelungen der Mit- 
gliedstaaten gegenüber dritten Ländern haben des- 
halb zu häufiger Anwendung der Schutzklausel des 
Artikels 115 des Vertrages, mit der sich daraus er- 
gebenden Einschränkung des freien Warenverkehrs 
innerhalb der Gemeinschaft, geführt. 

2. Da alle Unterschiede in der Einfuhrpolitik bis 
spätestens zum Ende der Übergangszeit im Zuge der 
gemeinsamen Handelspolitik beseitigt werden müs- 
sen, hat der Rat auf Vorschlag der Kommission am 
25. September 1962 ein Aktionsprogramm für die 
Vereinheitlichung der Handelspolitik verabschiedet, 
das in seinem Kapitel A, 1) die Arbeiten festlegt, 
die zu einer möglichst weitgehenden Liberalisie- 
rung der Wareneinfuhr im Sinn von Artikel 111 
des Vertrages führen sollen. In diesem Zusammen- 
hang ist sowohl eine Vereinheitlichung der Waren- 
listen als auch eine Gemeinschaftsregelung über 
den geographischen Anwendungsbereich der Libe- 
ralisierung vorgesehen. Soweit hingegen noch men- 
genmäßige Kontingente bei der Einfuhr bestehen 
bleiben müssen, also besonders in den Beziehun- 
gen zu den Staatshandelsländern und — in gerin- 
gerem Umfang zu Japan — sollen gemäß Kapitel A, 


2) dieses Programms spätestens am Ende der Über- 
gangszeit gemeinsame Einfuhrregelungen ange- 
wandt und die einzelstaatlichen Kontingente durch 
Gemeinschaftskontingente, die der Rat auf Vor- 
schlag der Kommission festsetzt, abgelöst werden. 

3. Die Vorarbeiten für die Aufstellung gemein- 
samer Liberalisierungslisten sind seit längerem bei 
der Kommission und den Mitgliedstaaten angelau- 
fen und auf einigen Gebieten ziemlich weit fortge- 
schritten, so daß in nicht zu langer Zeit damit zu 
rechnen ist, daß die Kommission dem Rat Vor- 
schläge über eine gemeinschaftliche Liberalisierung 
unterbreiten kann. Parallel dazu kann aber auch die 
Frage eines gemeinschaftlichen Kontingentierungs- 
verfahrens in Kürze akut werden, da nicht ausge- 
schlossen ist, daß die Gemeinschaft für einzelne 
Waren gegenüber bestimmten dritten Ländern, sei 
es im Zuge von Verhandlungen, sei es autonom, 
Einfuhrbeschränkungen, also Kontingente wird vor- 
sehen müssen. Der Ausschuß der Ständigen Ver- 
treter, mit dem diese Möglichkeit im Zusammen- 
hang mit der Kommissionsverlage vom 26. Juni 
1963, betreffend die Einleitung von Erkundungsge- 
sprächen mit Japan, erörtert wurde, hat mit Recht 
darauf hingewiesen, daß es der Gemeinschaft noch 
an Verfahrensregeln gebricht, nach denen in solchen 
Fällen vorgegangen werden könnte. Diesem Mangel 
soll der vorliegende Verordnungsentwurf abhelfen. 

4. Bei der Ausarbeitung dieses Entwurfs hat sich 
die Kommission insbesondere von folgenden Ge- 
danken leiten lassen: 

a) Die Gemeinschaft soll die Möglichkeit erhalten, 
auf dem Gebiet der Einfuhrkontingentierung in 
allen Fällen, in denen der Rat auf Vorschlag der 
Kommission dieses beschließt, eine gemeinsame 
Einfuhrpolitik zu führen. 

Eine solche gemeinsame Einfuhrpolitik würde 
in Betracht kommen, wenn diese im Zuge ge- 
meinsamer Verhandlungen notwendig wird oder 
— wo solche Verhandlungen noch nicht möglich 
oder noch nicht erwünscht erscheinen — wenn 
die autonome Festlegung einer gemeinsamen 
Einfuhrpolitik für bestimmte Waren gegenüber 
bestimmten dritten Ländern zweckmäßig er- 
scheint. 

b) Die gemeinsamen Regeln, die die Durchführung 
einer solchen Einfuhrpolitik der Gemeinschaft 
gewährleisten, sollten zunächst auf ein Minimum 
beschränkt werden, so daß die bewährte natio- 
nale Gesetzgebung und Verwaltungspraxis bis 
auf weiteres im wesentlichen unverändert fort- 
bestehen kann und auf Gemeinschaftsebene zu- 
nächst Erfahrungen mit den einzelnen natio- 
nalen Verwaltungsmaßnahmen gesammelt wer- 
den können. 
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Andererseits sollten jedoch die Unterschiede 
zwischen den Einfuhrverfahren der Mitglied- 
staaten bereits soweit beseitigt werden, 

— daß bei vertraglichen Verpflichtungen der 
Gemeinschaft gegenüber dritten Ländern die 
volle Ausnutzbarkeit der Kontingente ge- 
währleistet ist, 

— daß bei von der Gemeinschaft autonom fest- 
gesetzten oder vertraglich vereinbarten Kon- 
tingenten Wettbewerbsverzerriingen und 
Verkehrsverlagerungen möglichst ausge- 
schlossen werden und damit auch die An- 
wendung des Artikels 115 auf ein Mindest- 
maß begrenzt wird. 

Diese Erwägungen haben die Kommission veranlaßt, 
zunächst nur ein vorläufiges Verfahren ins Auge 
zu fassen, das diesen begrenzten Anforderungen ge- 
nügt, und die für das Ende der Übergangszeit vor- 
geschriebene endgültige Gemeinschaftsregelung 
einem späteren Stadium der Entwicklung des Ge- 
meinsamen Marktes vorzubehalten. 

Der anliegende V^erordnungsentwurf sieht deshalb 
die schrittweise Einführung eines gemeinsamen 
Verfahrens für die Verwaltung von mengenmäßigen 
Einfuhrkontingenten vor. 

11 

1. Der Anwendungsbereich der Verordnung ist auf 
die Kontingente für solche Erzeugnisse beschränkt, 
für die die Gemeinschaft in einem internationalen 
Abkom.men Verpflichtungen eingeht oder für die 
sie die Höhe der Gesamteinfuhren in die Gemein- 
schaft autonom festsetzt. 

Auf Erzeugnisse, für die lediglich llöchstmengen 
festgesetzt werden, we'lche die Mitgliedstaatcn ohne 
vorherige gemtünschaffliche Entsdieidunqen ^^icht 
überschreiten dürfen (Gcmeinschaftsplafond), findet 
die Verordnung keine Anwendunrj, ebensowenig für 
alle Erzeugnisse, für die die Mitgliedstaaten weiter- 
hin in eigener Zuständigkeit Einfuhrkontingente 
festsetzen. Für diese Erzeugnisse gelten bis auf 
weiteres ausschließlich die einzelstaatlichen Einfuhr- 
regelungen. 

2. Für die Verwaltung der Kontingente soll keine 
zentrale Verwaltungsstelle der Gemeinschaft ge- 
schaffen werden; vielmehr werden die Kontingente 
auf die Mitgliedstaaten aufgeteilt und die Erteilung 
der Einfuhrgenehmigungen den zuständigen natio- 
nalen Behörden überlassen. 

Soweit die Verordnung für die ordnungsgemäße 
Verwaltung der Kontingente Entscheidungen vor- 
sieht, werden diese in enger Zusammenarbeit zwi- 
schen der Kommission und den Mitgliedstaaten ge- 
troffen. Diese Zusammenarbeit erfolgt im Rahmen 
eines hierfür geschaffenen besonderen Ausschusses. 

3. Die Aufteilung der Kontingente sollte in der 
Weise erfolgen, daß einerseits die Aufnahmefähig- 
keit der einzelnen Mitgliedstaaten {Interesse an der 
Beschränkung der Einfuhren) berücksichtigt wird. 


andererseits jedoch sichergestellt ist, daß eine von 
der Gemeinschaft eingegangene internationale Ver- 
pflichtung, Einfuhrmöglichkeiten in die Gemeinschaft 
bis zur vollen Flöhe der Kontingente zu eröffnen, 
erfüllt wird. 

Der Aufnahmefähigkeit der einzelnen Mitglied- 
staaten dürlte am besten in der Weise Rechnung 
getragen werden, daß man der Aufteilung die inner- 
halb einer Referenzperiode von den einzelnen Mit- 
gliedstaaten durchgeführten Einfuhren zugrunde 
legt. Die bisherigen Einfuhren stellen jedoch nur 
einen Anhaltspunkt für die in den einzelnen Mit- 
gliedstaaten voraussichtlich bestehenden Einfuhr- 
wünsche dar. Es muß damit gerechnet werden, daß 
in einem Mitgliedstaat Einfuhrgenehmigungen nicht 
bis zur vollen Höhe der nach einem solchen Ver- 
teilungsschlüssel zugeteilten Einfuhrmöglichkeiten 
beantragt v/erden, während in einem anderen Mit- 
gliedstaat vorliegenden Einfuhranträgen nicht statt- 
gegeben werden kann, weil der zugewiesene Kon- 
tingentsanteil erschöpft ist. Es erscheint deshalb 
zweckmäßig, zu Beginn des Zeitraumes, für den ein 
Kontingent festgesetzt ist, nur einen Teil des Kon- 
tingentes aufzuteilen und eine Koniingentsreserve 
zu bilden, aus der weitere Einfuhrmöglichkeüten zu- 
gcteilt werden können. Aus dieser Reserve können 
auch solchen Mitgliedstaaten, die bisher keine Ein- 
fuhren durchgeführt haben, Einfuhrmöglichkeiten 
zugewiesen werden. 

Um auch dann, wenn die Gemcinschaftsreserve er- 
schöpft ist, sicherzustellen, daß allen Einfiihrantiägen 
bis zur Höhe eines vertraglich vereinbarten Kon- 
tingents entsprochen werden kann, muß die Möglich- 
keit einer Neuverteilung bereits auf geteilter Kon- 
tingente vorgesehen werden. 

4. Die Mitgliedstaaten sind verpflichtet, bis zur 
Höhe der ihnen zugewiesenen Kontingentsanteile 
Einfuhrgenehmigungen zu erteilen. In der Verord- 
nung ist festgclegt, daß für die Anrechnung auf die 
Kontingente einheitlich in allen Mitgliedstaatcn das 
Nettogewicht bzw. der fob- Wert der einzuführenden 
Erzeugnisse maßgebend ist und daß auf die Kon- 
tingente einheitlich alle Einluhren, außer solchen zur 
passiven Lohnvcredeliing und von zum vorüber- 
gehenden Verbleib zugelassener Erzeugnisse ange- 
rechnet werden. 

Die Mitgliedstaatcn meiden der Kommission viertel- 
jährlich die Höhe der beantragten Einfuhren, die er- 
teilten Genehmigungen und die durchgeführten Ein- 
fuhren, damit diese die für weitere Zuweisung aus 
der Gemcinschaftsreserve und für eine evtl. Neu- 
verteilung der Kontingente erforderlichen Fest- 
stellungen treffen kann. 

Um eine rechtzeitige Zuweisung zusätzlicher Kon- 
tingentsanteile und unter Umständen eine Neu- 
verteilung spätestens 3 Monate vor Ende des Zeit- 
raumes, für den die Kontingente festgesetzt sind, zu 
ermöglichen, erscheint es notwendig, einheitliche 
Fristen für die Veröffentlichung der Einfuhrmöglich- 
keiten, die Stellung der Genehmigungsanträge und 
die Erteilung der Genehmigungen fostzuiegen und 
die Gültigkeitsdauer der Genehmigungen zu be- 
grenzen. 
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Im übrigen gelten für das Genehmigungsverfahren 
die einzelstaatlichen Vorschriften. Insbesondere ist 
es den nationalen Verwaltungsstellen überlassen, 
nach welchen Gesichtspunkten sie, falls die zuge- 
wiesenen Kontingentsanteile nicht ausreichen, allen 
Anträgen in vollem Umlang zu entsprechen, die 
Aufteilung der bestehenden Einfuhrmöglichkeiten 
auf die Antragsteller vornehmen. 

5. Es erscheint zweckmäßig, die Möglichkeit zu 
schaffen, von den für die Aufteilung der Kontingente 
und für das Genehmigungsverfahren generell fest- 
gelegten Regeln im Einzelfall abzuweichen, wenn 
dies die Art einer bestimmten Ware (z. B. bei 
Saison-Erzeugnissen) oder die Besonderheiten im 
Handel mit dieser Ware (z. B. lange Lieferfristen) 
erfordern. Außerdem müssen die in der Verordnung 
für das Genehmigungsverfahren festgelegten ein- 
heitlichen Bestimmungen ergänzt werden können, 
soweit sich hierfür auf Grund der bei Anwendung 


des Verfahrens gesammelten Erfahrungen eine Not- 
wendigkeit ergibt. 

Für derartige Abweichungen oder Ergänzungen sieht 
die Verordnung ein besonderes Verfahren vor. Nach 
diesem Verfahren kann sowohl die Kommission als 
auch jeder Mitgliedstaat einem besonderen für die 
Verwaltung von Kontingenten eingesetzten Aus- 
schuß entsprechende Vorschläge unterbreiten. Die 
Kommission entscheidet nach Einholung einer Stel- 
lungnahme des Ausschusses. Entspricht die Ent- 
scheidung nicht der vom Ausschuß abgegebenen 
Stellungnahme, so legt die Kommission sie dem Rat 
vor, der innerhalb eines Monats anders entscheiden 
kann. 

Damit ist eine reibungslose und schnelle Anwen- 
dung der Verordnung bei ausreichender Berücksich- 
tigung der Interessen der Mitgliedstaaten gewähr- 
leistet. Es wird jedoch im Regelfall vermieden, daß 
sich der Rat mit rein technischen Einzelfragen be- 
fassen muß. 
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